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	1. Einführung 

	

	Das folgende Kapitel gibt eine Übersicht über das österreichische Asylverfahren. Schwerpunkt sind die rechtlichen Rahmenbedingungen, die verschiedenen Stufen im Asylprozess einschließlich der Beschwerde, mögliche Folgen, und speziellen Richtlinien.

Österreich war viele Jahrzehnte aufgrund seiner besonderen Lage zwischen Osten und Westen ein wichtiges Land für die Aufnahme von Flüchtlingen und MigrantInnen in Europa. Viele von jenen, die den Staaten des Warschauer Pakts entkamen, nützten Österreich nur als Durchgangsland in andere Länder Europas. In den Achtzigerjahren änderte sich dies dramatisch, als eine große Anzahl von Flüchtlingen aus politisch instabilen Ländern wie Iran, Türkei und Polen nach Österreich kamen, und oft auch blieben. Mit Österreichs Eintritt in die Europäische Union (EU) und später mit dem Beitritt der osteuropäischen Länder in die EU, änderte sich diese Situation erneut. 
Seit Beginn der Neunzigerjahre wurde besonders unter der rechtskonservativen Koalition zwischen 2002 und 2006 eine Reihe von restriktiven Änderungen im Asylverfahren eingeführt. Das Thema wird im politischen Diskurs in Österreich weiterhin sehr kontroversiell gesehen.

Nach Angaben des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) ist Österreich ein Land mit einer hohen Anzahl an nicht abgeschlossenen Asylverfahren (Personen, bei denen der Asylantrag in einem Teil des Asylverfahrens rechtsanhängig ist). 2011 gab es 24.480 nicht abgeschlossene Asylverfahren. Die Entwicklung ist derzeit rückläufig - von 32.146 Fällen in 2009 auf 25.625 in 2010.

Trotz einem mehr oder weniger harmonisierten und vereinheitlichten Ansatz im Asylverfahren innerhalb der EU (e.g. Dublin II-Verfahren , Asylverfahrensrichtlinie, Annerkennungsrichtlinie) hat Österreich, wie jedes andere Land, eigene charakteristische Aspekte des Asylverfahrens. Ziel des folgenden Kapitels ist es, das österreichische Asylverfahren im Kontext der Genfer Flüchtlingskonvention und der relevanten EU Gesetzgebung zusammenzufassen. 
	  Siehe: UNHCR Global Trends 2009-2011: http://www.unhcr.org/pages/49c3646c4d6.html

	2. Rechtlicher Rahmen und Terminologie
	

	Das österreichische Asylverfahren basiert auf dem Asylgesetz 2005 (im folgenden AsylG). Das Asylgesetz regelt die Anerkennung oder Entziehung des Flüchtlingsstatus (Status des Asylberechtigten) und den Status des subsidiären Schutzes. Es implementiert auch die Verpflichtung des Landes auf Grundlage des internationalen Rechts, die aus der Genfer Flüchtlingskonvention der Vereinten Nationen („Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge“, 1951; im folgenden GFK) erwächst. Österreich ratifizierte die GFK 1954, die ein Jahr später in Kraft trat. Seit 1968 hat Österreich ein eigenes, nationales Asylverfahren. Der zweite grundlegende internationale Vertrag im europäischen Kontext ist die europäische Menschenrechtskonvention (Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 1950; im folgenden EMRK). 

Nach Artikel 1 A. (2) der GFK findet der Begriff Flüchtling auf jene Person Anwendung, die “aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität,  Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen  Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt,  und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will.”
Diese Definition ist die Basis für die inhaltliche Prüfung eines Asylantrags. Überprüft werden die folgenden Kriterien:

· begründete Furcht;
· Verfolgung (gegenwärtig, gewöhnlich durch den Staat oder mit (unfreiwilliger) Duldung des Staates, gewisse Intensität);
· Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder aufgrund einer bestimmten politischen  Überzeugung;
· außerhalb des Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt,;
· den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will;
· keine Asylausschlussgründe oder Endigungsgründe  nach Art. 1 C. and F. GFK und Art. 6 AsylG);
· Glaubwürdigkeit aller Kriterien;
Die Zuerkennung des Flüchtlingsstatus oder subsidiären Schutzes führt zu einem Abschiebungsverbot und der Zuerkennung bestimmter Rechte. 
§3 AsylG legt die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Flüchtlingsstatus fest. Ein Flüchtlingsstatus wird zuerkannt wenn:

· die Personen einen Asylantrag auf österreichischem Staatsgebiet eingebracht hat;
· Österreich für die Behandlung des Asylantrags zuständig ist;
· Der/die AntragstellerIn glaubwürdig machen kann, dass er/sie im Herkunftsland im Sinne von Art. 1 A. 2 GFK mit Verfolgung rechnen muss;
Der Status des subsidiären Schutzes ist in §8 AsylG geregelt und wird einer Person zuerkannt, deren Asylantrag abgelehnt wurde oder deren Flüchtlingsstatus aberkannt wurde, eine Ausweisung oder Abschiebung jedoch Art. 2 oder Art. 3 EMRK oder das 6. oder 13. Zusatzprotokoll zur EMRK verletzen würde bzw. eine ernsthafte Gefahr für das Leben oder die körperliche Integrität der Person darstellen würde.

Die GFK kommt nicht zur Anwendung, und folglich kann der Flüchtlingsstatus nicht zuerkannt werden, wenn der Asylwerber ein schwerwiegendes Verbrechen (ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit) begangen hat, ein schwerwiegendes nicht politisches Verbrechen außerhalb des Aufnahmestaates begangen hat oder aufgrund von Handlungen, die den Zielen und Prinzipien der Vereinten Nationen zuwider laufen verurteilt wurde (Art. 1 F. GFK).

Gemäß §6 AsylG kann kein Flüchtlingsstatus gewährt werden, wenn der Asylbewerber eine Bedrohung der nationalen Sicherheit darstellt oder durch ein österreichisches Gericht wegen eines besonders schweren Verbrechens verurteilt wurde und aufgrund seines kriminellen Verhaltens eine Gefahr für die Gesellschaft darstellt. Zusätzlich muss eine Güterabwägung vorgenommen werden. Die Asylbehörden haben daher eine Einschätzung zu treffen, ob die Interessen des Aufnahmelandes (Österreich) schwerer wiegen als jene des/der Asylbewerbers.  Allgemein gilt, dass im Falle einer Gefahr für das Leben des Asylwerbers durch Tötung oder Folter im Herkunftsland die Interessen des Asylwerbers gegenüber den nationalen Interessen überwiegen. In diesem Fall wird kein Flüchtlingsstatus zuerkannt; der Asylwerber erhält aber subsidiären Schutz.

Art. 1 C. GFK führt Gründe zur Entziehung des Flüchtlingsstatus an; insbesondere wird der Status entzogen, wenn sich der Flüchtling freiwillig erneut dem Schutz des Herkunftsstaates unterstellt oder wenn die Umstände, aufgrund derer der Flüchtlingsstatus zuerkannt wurde weggefallen sind. Art. 7 AsylG sieht weiters die Entziehung des Flüchtlingsstatus vor, wenn der Lebensmittelpunkt in einem anderen als dem Aufnahmestaat liegt.

	 The Convention and Protocol relating to the Status of Refugees: http://www.unhcr.org/3b66c2aa10.html

  Für Begriffsinterpretationen siehe auch: “UNHCR Handbook on Procedures and Criteria for Determining Refugee Status under the 1951 Convention and the 1967 Protocol relating to the Status of Refugees”
http://www.unhcr.org/3d58e13b4.html

	3. Der Instanzenzug
	

	Das Bundesasylamt ist die erste Instanz im Asylverfahren in Österreich und eine Behörde, die direkt dem Innenministerium unterstellt ist. Das Bundesasylamt hat drei Erstaufnahmestellen zur Verfügung, in denen das Zulassungsverfahren durchgeführt wird.

Das Bundesasylamt setzt sich aus BeamtInnen zusammen, die über den Asylantrag entscheiden und aus PolizeibeamtInnen, die eine Erstbefragung vornehmen können sowie die Anordnung von Schubhaft verfügen können, sofern der Asylantrag vermutlich zurückgewiesen wird. 

Gegen Entscheidungen der ersten Instanz kann beim Asylgerichtshof Beschwerde erhoben werden, der die Entscheidung des Bundesasylamtes bestätigen oder abändern kann. Gegen die Entscheidung des Asylgerichtshofes ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. In außerordentlichen Fällen kann sich der Asylwerber an den Verfassungsgerichtshof wenden. Eine Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof ist seit 2008 nicht mehr zulässig. Dies wurde von UNHCR und NGOs kritisiert, die auf eine Diskriminierung von Asylwerbern gegenüber anderen Fremden hinweisen, die sich noch an den Verwaltungsgerichtshof wenden können.

	

	4. Der Asylantrag
	

	Mittels eines Asylantrages (“Antrag auf internationalen Schutz”) kann ein Angehöriger eines Drittstaates Schutz durch Österreich beantragen und den Flüchtlingsstatus oder subsidiären Schutz erhalten. Entsprechend dem AsylG muss der Asylantrag auf österreichischem Staatsgebiet eingebracht werden - ein Asylantrag aus einem Drittland ist nicht zulässig. Aufgrund dieser Vorbedingung und einer Reihe weiterer Gründe wie der Dringlichkeit der Ausreise oder der Ablehnung eines Visaantrages, sind fremde Staatsbürger oft gezwungen, das Land illegal zu betreten. Da Österreich auf dem Landweg nur über sichere Drittstaaten oder EU Mitgliedsstaaten erreicht werden kann, ist Österreich in vielen Fällen aufgrund des Dublin II-Verfahrens nicht zur Behandlung des Asylantrags zuständig (siehe unten V.). Unter diesen Voraussetzungen ist der einzige Weg der Zulassung zum Asylverfahren die Einreise auf dem Luftweg oder die Weigerung Angaben, über die genommene Reiseroute zu machen.
Der Asylantrag kann informell bei einer Polizeibehörde oder in einer Erstaufnahmestelle eingebracht werden (“Antragstellung”). Ab diesem Zeitpunkt genießt der Asylwerber de-facto Schutz vor Ausweisung.

Das Asylverfahren beginnt sobald ein Bürger eines Drittstaats (Fremder) persönlich einen Antrag bei einer Erstaufnahmestelle oder in Schubhaft einbringt. Mit Einbringung wird der Person der Status eines Asylbewerbers gewährt und sie erhält eine Verfahrenskarte, die ihr einen Anspruch auf Aufenthalt in der Erstaufnahmestelle sowie Bundesbetreuung gibt. Während des Zulassungsverfahrens ist es dem Asylwerber nicht erlaubt, den Bezirk zu verlassen. Er/sie darf den Bezirk nur verlassen, wenn es aus rechtlichen Gründen erforderlich ist oder er/sie medizinische Hilfe in Anspruch nehmen muss. Während der ersten fünf Tage (eine Verlängerung auf sieben Tage ist möglich) ist der Asylwerber verpflichtet, sich in der Erstaufnahmestelle aufzuhalten. Unmittelbar nach Einreichung des Asylantrages führen Polizisten eine erste Befragung durch, die dazu dient, Informationen über die Identität und die Fluchtroute zu gewinnen (§44 AsylG). Die Asylbehörde darf auch Kleidung und Gepäck der Person durchsuchen und Fingerabdrücke abnehmen, um mithilfe einer Datenbank zu verifizieren, ob diese Person bereits einen Asylantrag in Österreich oder einem anderen EU-Land gestellt hat. 
Um nach einem ablehnenden Bescheid einen erneuten Antrag stellen zu können (Folgeantrag), muss der Asylwerber neue Gründe geltend machen; ansonsten wird der Asylantrag aufgrund eines bereits entschiedenen Verfahrens zurückgewiesen.

	

	5. Zulassungsverfahren
	

	Das Zulassungsverfahren dient der Feststellung, ob Österreich für die Behandlung des Asylantrags zuständig ist. Es wird in den Erstaufnahmestellen des Bundesasylamtes durchgeführt. Im Allgemeinen muss die Entscheidung über die Zulassung zum Asylverfahren innerhalb von 20 Tagen getroffen werden, sonst erfolgt automatisch die Zulassung zum Verfahren (Ausnahmen gelten insbesonders im Bezug auf Verfahren im Rahmen der Dublin II Verordnung).

Falls eindeutig eine Zuständigkeit Österreichs vorliegt kann bereits in der Erstaufnahmestelle eine substantielle Entscheidung über den Asylantrag getroffen werden. Komplexere Fälle werden nur für zulässig erklärt und vor einer von sieben Stellen des Bundesasylamtes weitergeführt. Zum Verfahren zugelassene Asylwerber haben ein vorläufiges Aufenthaltsrecht und erhalten eine Aufenthaltsberechtigungskarte, die als Identitätsnachweis im Asylverfahren dient und das Recht gibt, sich während des Verfahrens legal auf österreichischem Staatsgebiet aufzuhalten.

Die Zuständigkeit Österreichs und damit die Zulassung des Antrags auf internationalen Schutz liegt in drei Fällen nicht vor:

a) der Asylwerber hat das Land über einen sicheren Drittstaat betreten;
b) ein anderer Staat ist für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig, insbesondere nach der Dublin II Verordnung;
c) ein anderer Mitgliedstaat hat bereits über den Asylantrag entschieden;
In allen drei Fällen wird der Asylantrag zurückgewiesen.

a) Sicherer Drittstaat:

Schutz in einem sicheren Drittstaat ist gegeben, wenn der Staat über ein Asylverfahren auf der Basis der GFK besitzt, der Asylwerber Anspruch auf eine vorübergehende Aufenthaltsgenehmigung für die Dauer des Verfahrens hat und Schutz vor Ausweisung oder Abschiebung genießt. Wenn jedoch die Abschiebung in einen sicheren Drittstaat eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würde, ist Österreich verpflichtet von dieser Abstand zu nehmen (z.B.: wenn ein unbegleiteter minderjähriger Asylwerber einen Elternteil hat, dem ein Flüchtlingsstatus nach der GFK oder subsidiärer Schutz in Österreich gewährt wurde). Die Möglichkeit der Ausweisung entfällt auch, wenn der Asylbewerber über drei Monate ab Vollstreckbarkeit aus faktischen Gründen, die nicht im Verhalten des Asylwerbers begründet sind, nicht zurückgeschoben oder abgeschoben werden kann (§4 Abs. 5 AsylG).

b) Dublin II Verordnung:
Ziel der Dublin II Verordnung ist es, den EU Mitgliedstaat zu identifizieren, der für die Abwicklung des Asylverfahrens zuständig ist, und den Missbrauch von Asylverfahren auszuschließen. Nach der Dublin II Verordnung kann nur ein Mitgliedsland für das Asylverfahren zuständig sein.

Um die Anwendung der Dublin II Verordnung zu erleichtern, wurde im Jahr 2000 das Eurodac System eingeführt (Council Regulation No 2725/2000), das über eine Fingerabdruckdatenbank von Asylbewerbern verfügt.
Die Dublin II Verordnung folgt einem hierarchisch organisierten Evaluationsschema, um die Zuständigkeit eines Mitgliedslandes festzustellen. Wenn keines der Kriterien zutrifft (z.B.: wenn ein unbegleiteter Minderjähriger um Asyl ansucht, ist der Staat zuständig, in dem seine Familie rechtmäßigen Aufenthalt hat; hat dies kein Familienmitglied, so ist der Staat zuständig, in dem der unbegleitete Minderjährige zum ersten Mal einen Asylantrag gestellt hat), ist der Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag zuerst gestellt wurde, auch zuständig, ihn zu prüfen. Allgemein lässt sich feststellen, dass in der Mehrheit der Fälle jenes Land, in dem ein Fremder zuerst die EU (illegal) betreten hat, für die Durchführung des Verfahrens zuständig ist.
Auch in Fällen in denen Österreich nach dieser Verordnung nicht zuständig wäre, ist Österreich verpflichtet sich für zuständig zu erklären, wenn die Überstellung der Person in einen anderen zuständigen Mitgliedstaat zu einer Verletzung von Art. 3 oder 8 EMRK führen würde, d.h. wenn ein zuständiger EU Mitgliedstaat ein Asylverfahren nicht nach den entsprechenden rechtsstaatlichen Prinzipien durchführt oder das Prinzip des Non-refoulement verletzt würde.

Vor der Überstellung eines Asylwerbers an einen zuständigen EU Mitgliedstaat finden Konsultationen zwischen Österreich und dem zuständigen Mitgliedstaat statt. Sollte Österreich solche Absprachen nicht innerhalb von drei Monaten durchführen, geht die Verantwortung für das Asylverfahren an Österreich über.
Das Zulassungsverfahren kann somit entweder mit der Ausweisung bzw. Abschiebung des Asylbewerbers enden (wenn ein anderer Staat zuständig ist) oder zu einem materiellen Prüfungsverfahren führen (wenn Österreich zuständig ist).

c) Bereits entschiedene Fälle
Wenn ein anderer EU Mitgliedstaat den Asylantrag bereits zurückgewiesen hat, können keine weiteren Anträge auf EU Gebiet gestellt werden. In diesem Fall muss der EU Mitgliedstaat der die Entscheidung gefällt hat, den Asylwerber zurücknehmen. 

 
	 Zu Dublin II siehe: http://europa.eu/legislation_summaries/justice_freedom_security/free_movement_of_persons_asylum_immigration/l33153_en.htm



	6. Inhaltliches Verfahren und Entscheidung
	

	Im inhaltlichen Verfahren führt das Bundesasylamt eine ausführliche Befragung des Asylwerbers durch, um die Gründe für seine/ihre Flucht zu erfahren. Die Interviews müssen durch die Beamten durchgeführt werden, die auch über den Asylantrag entscheiden.
Interviews mit dem Asylwerber sind auch deswegen besonders wichtig, weil in der Mehrzahl der Fälle Asylwerber ihre Geschichte der Verfolgung im Herkunftsstaat auf Glaubwürdigkeit aufbauen müssen, da Beweismittel nur selten zur Verfügung stehen.

Asylwerber haben das Recht auf die Anwesenheit eines Rechtsvertreters und/oder einer Person ihres Vertrauens während der Befragung. Asylwerber, die ihren Antrag auf der Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung basieren, haben von Beamten desselben Geschlechts vernommen zu werden, sofern sie dies nicht anders wünschen. 
Traumatisierte Asylwerber können oft während des Interviews keine umfassenden Angaben zu ihren grausamen Erfahrungen machen, was bei der Beurteilung der Glaubwürdigkeit zu berücksichtigen ist. Sie dürfen, wie auch alle anderen Asylwerber, neue Informationen im Beschwerdeverfahren einbringen, wenn sie dies in erster Instanz nicht konnten.

Die Bundesasylbehörden entscheiden grundsätzlich in drei Schritten über einen Antrag:

1) Zuerst entscheidet sie, ob der Asylwerber Opfer einer Verfolgung im Sinne der GFK war, und ob die Zuerkennung des Flüchtlingsstatus nicht im Widerspruch zu den in Art 1 C. und F. GFK und Art. 6 des AsylG angeführten Punkten steht. Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, wird dem Asylwerber der Flüchtlingsstatus zuerkannt.

2) Wenn dies abgelehnt wird, überprüft die Behörde in einem zweiten Schritt ob die Ausweisung oder Abschiebung in das Herkunftsland das Prinzip des non-refoulement verletzen würde. Im Falle einer möglichen Verletzung erhält der Asylwerber den Status des subsidiären Schutzes.

3) Wenn die Behörde zu dem Schluss kommt, dass weder Flüchtlingsstatus noch subsidiärer Schutz gewährt werden können führt die Abweisung des Asylantrags zur Ausweisung des Asylbewerbers. Der ausgewiesene Asylwerber muss das österreichischem Staatsgebiet innerhalb 14 Tagen verlassen, was durch eine Abschiebung erzwungen werden kann. Allerdings prüft die Asylbehörde, ob eine Verletzung des Art. 8 EMRK (Recht auf Schutz des Privat- und Familienlebens) vorliegt. Wenn die Ausweisung eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellt, erhält die Person einen Aufenthaltstitel nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz. 
Abgesehen von einer inhaltlichen Entscheidung oder der Zurückweisung aufgrund mangelnder Zuständigkeit, kann das Bundesasylamt das Verfahren auch einstellen oder entscheiden, dass der Asylantrag unbegründet ist. Zur Einstellung des Verfahrens kommt es, wenn sich der Asylwerber dem Asylverfahren entzieht und sein Aufenthalt unbekannt ist.

	

	7. Beschwerdeverfahren
	

	Asylwerber können innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt eines negativen Bescheids des Bundesasylamtes (in einigen Fällen innerhalb eines kürzeren Zeitraums) beim Asylgerichtshof Beschwerde erheben.

Es gibt zwei Formen der Beschwerde:

a) Beschwerde gegen die Zurückweisung des Antrags
b) Beschwerde gegen die Ablehnung des Antrags
Die Zurückweisung des Antrags basiert auf Gründen in Zusammenhang mit der Zulässigkeit des Antrags, während die Ablehnung des Antrags eine inhaltliche Entscheidung des Falles darstellt.

Im Allgemeinen hat die Berufung gegen die Zurückweisung des Antrags (Unzuständigkeit) keine aufschiebende Wirkung, was bedeutet, dass der Asylwerber ausgewiesen werden kann, sofern die Ausweisung nicht das Prinzip des non-refoulement verletzt.

Beschwerden gegen die Ablehnung eines Antrags haben aufschiebende Wirkung sofern das Bundesasylamt eine solche nicht mit einer berechtigten Begründung verweigert.

Der Asylgerichtshof entscheidet über die Beschwerde im Rahmen eines Verfahrens, das optional eine Anhörung in Anwesenheit des Antragstellers und des Vertreters des Bundesasylamts einschließen kann.  Die Vorbringung neuer Tatsachen und Beweismittel ist eingeschränktm, aber möglich, beispielsweise wenn sich die Bedingungen des Falles in erheblicher Weise geändert haben oder wenn der Asylbewerber in der ersten Instanz aufgrund körperlicher oder psychologischer Probleme oder Kommunikationsprobleme nicht in der Lage war, einen vollständigen Bericht abzugeben. Der unabhängige Asylsenat kann unter bestimmten Voraussetzungen eine Entscheidung auch ohne Anhörung treffen. 
Der Asylgerichtshof muss innerhalb von sechs Monaten entscheiden, allerdings wird in der Praxis diese Zeitgrenze häufig überschritten. Es gibt eine Reihe von Ausnahmen, die einen kürzeren Zeitrahmen vorsehen, insbesonders wenn sich der Asylwerber in Schubhaft befindet (drei Monate). Der Asylgerichtshof kann Entscheidungen des Bundesasylamtes in jeder rechtlich möglichen Weise abändern. 

Gegen eine Entscheidung des Asylgerichtshofs ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. Eine außerordentliche Berufung ist nur möglich, wenn sie an den Verfassungsgerichtshof wegen Verletzung eines verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts oder der Anwendung einer verfassungswidrigen generellen Norm gerichtet wird. 

	

	8. Besondere Vorschriften
	

	a) Familienverfahren
Es gibt besondere Vorschriften, die sich auf Familien von Asylwerbern oder von Personen mit einem Flüchtlingsstatus oder unter subsidiären Schutz beziehen.  
Gemäß §2 Z22 AsylG sind Familienmitglieder:

· Ehegatten, unter der Voraussetzung dass die Ehe bereits im Herkunftsland bestand;
· Eingetragene Partner aus Lebensgemeinschaften, vorausgesetzt dass die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsland bestanden;
· unverheiratete Minderjährige eines Asylwerbers oder Fremden;
· Eltern von Minderjährigen;
Das AsylG gewährt allen Mitgliedern einer Familie den gleichen Schutz. Asylanträge einer Familie werden in einem gemeinsamen Verfahren behandelt, wobei aber die Anträge jedes Familienmitglieds individuell beurteilt werden. Bei Gewährung des Flüchtlingsstatus oder des subsidiären Schutzes erhalten alle Familienmitglieder den gleichen Status.

Im Fall einer negativen Entscheidung gilt die Beschwerde eines Familienmitgliedes beim Asylgerichtshof automatisch (ex lege) als für alle anderen Familienmitglieder eingebracht.

Die Familie einer Person, die den Flüchtlingsstatus oder subsidiären Schutz erhalten hat, kann bei einer österreichischen Botschaft oder einem Konsulat im Ausland einen Asylantrag stellen. Sollte das Bundesasylamt zu dem Schluss kommen, dass eine Familienbeziehung besteht und dass die Aufrechterhaltung des Familienlebens in einem anderen Land nicht möglich ist, wird die österreichische Botschaft oder das Konsulat ein Einreisevisum erteilen. Die Familienmitglieder dürfen das Land dann betreten und in einem Erstaufnahmezentrum einen Asylantrag stellen.

b) Flughafenverfahren
Besondere Vorschriften gelten für die Einreichung eines Asylantrags in einer Erstaufnahmestelle am Flughafen. Gegenwärtig hat nur der Flughafen Wien (Schwechat) eine Erstaufnahmestelle. Das Bundesasylamt entscheidet, ob der Asylwerber, der mit dem Flugzeug angekommen ist, den Transitbereich verlassen darf, um Bundesgebiet zu betreten. Dies wird dem Asylwerber gestattet, wenn das Flughafenverfahren wahrscheinlich nicht zu einer Zurückweisung oder Ablehnung des Antrags führen würde.

Für den Fall, dass das Bundesasylamt dem Asylwerber nicht erlaubt, die Transitzone zu verlassen, wird das Asylverfahren in der Erstaufnahmestelle des Flughafens durchgeführt. Um eine Ausweisung sicherzustellen, darf der Asylwerber den Transitbereich nur durch den Luftweg in ein anderes Land verlassen. Der Asylwerber darf nicht länger als sechs Wochen in der Erstaufnahmestelle des Flughafens angehalten werden.

c) Unbegleitete Minderjährige 
Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren haben rechtlich nicht die Möglichkeit, sich im Asylverfahren rechtlich zu verpflichten. Sie benötigen daher im Asylverfahren einen Vertreter (Eltern, oder in deren Abwesenheit einen Rechtsvertreter). Ungeachtet dessen können Minderjährige jeden Alters einen Asylantrag stellen. Minderjährige unter 14 Jahren können dies nur mit einem rechtlichen Vertreter in einer Erstaufnahmestelle tun.
Die Dublin II Verordnung sieht vor, dass das Asylverfahren für unbegleitete Minderjährige in dem Land durchgeführt wird, in dem der Antrag zuerst eingereicht wird. Nur dann, wenn Familienmitglieder in einem anderen EU Mitgliedstaat ihren Aufenthalt haben, kann eine Familienzusammenführung beantragt werden.
	

	9. Schubhaft
	

	Mit den zunehmenden Einschränkungen für Asylwerber, die durch das AsylG eingeführt wurden, hat der Gesetzgeber auch die Kompetenzen der Fremdenpolizei und die Möglichkeiten Schubkraft zu verhängen, erweitert. §76 Fremdenpolizeigesetz ermöglicht die Verhängung einer Schubhaft. Schubhaft ist die Ergreifung und Anhaltung (Inhaftierung) Fremder mit dem Ziel, die Abschiebung, erzwungene Rückkehr oder den Transit von oder durch Österreich sicherzustellen. Asylwerber, die Bundesgebiet betreten und ihren Asylantrag gegenüber Polizisten äußern, können verhaftet und in eine Erstaufnahmestelle gebracht werden. Stellt sich im Rahmen der Erstbefragung heraus, dass der Asylantrag voraussichtlich zurückgewiesen wird (insbesondere wenn ein anderer Mitgliedstaat für die Durchführung des Asylverfahrens verantwortlich ist) kann der Asylwerber in Schubhaft genommen werden.
Während des Asylverfahrens kann die Fremdenpolizei in bestimmten Fällen Schubkraft verhängen, um sicherzustellen dass die Ausweisung oder Abschiebung durchgeführt werden kann (§76 Abs. 2 Fremdenpolizeigesetz):
· Ein vollstreckbarer Ausweisungsbescheid wurde erlassen (auch wenn dieser nicht endgültig ist).  Der Ausweisungsbescheid wird gemeinsam mit der Ablehnung des Flüchtlingsstatus und des subsidiären Schutzes erlassen.

· Das Ausweisungsverfahren wurde eingeleitet. In diesem Fall beabsichtigen die zuständigen Behörden, den Asylantrag noch während des Zulassungsverfahrens zurückzuweisen.

· Ein vollstreckbarer Ausweisungsbescheid oder ein Aufenthaltsverbot wurden ausgesprochen, bevor der Asylwerber seinen Antrag eingebracht hatte.

· Man kann davon ausgehen, dass auf der Basis der Erstbefragung, der Erhebungen und der Fingerabdrücke das Asylverfahren aufgrund der fehlenden Zuständigkeit Österreichs zurückgewiesen wird.

§76 Abs. 2a führt weitere Möglichkeiten der Fremdenpolizei an, Schubhaft zu verhängen, beispielsweise wenn der Asylwerber die Grenzen des Verwaltungsbezirkes ohne Genehmigung verlassen hat oder seinen Mitwirkungspflichten im Verfahren nicht ausreichend nachgekommen ist. Weiters müssen die Voraussetzungen für die Sicherstellung der Ausweisung und Abschiebung anwendbar sein. Wenn jedoch besondere Umstände, die in der Person des Asylwerbers begründet sind, mit der Schubhaft nicht vereinbar sind, muss die Fremdenpolizei von der Verhängung dieser Abstand nehmen. 
Schubhaft darf nicht bei Minderjährigen unter 14 Jahren verhängt werden.

Die Rahmenbedingungen erlauben in einigen Fällen (hauptsächlich in Verfahren im Rahmen der Dublin II Verordnung) die Verhängung der Schubhaft vom Augenblick des Asylantrags an bis zur negativen Entscheidung, die in der Abschiebung des Asylbewerbers resultiert.
Asylwerber dürfen für eine Dauer von maximal zehn Monaten innerhalb eines Gesamtzeitrahmens von 18 Monaten in Schubhaft genommen werden; diese ist aber in jedem Fall so kurz wie möglich zu halten. In jeder Instanz dürfen drei Monate nicht überschritten werden.
	

	10.  Die Rechtsstellung von Asylwerbern
	

	Die Einbringung eines Asylantrages resultiert in einem de facto-Schutz vor Ausweisung oder Abschiebung. Durch die Einbringung eines Antrags in einer Erstaufnahmestelle haben Asylwerber das Recht, sich innerhalb der Bezirksgrenzen  aufzuhalten. Mit der Zulassung zum Asylverfahren erhalten die Asylwerber eine bis zum Ende des Verfahrens gültige Aufenthaltsberechtigungskarte.
Zu Sanktionen gegenüber Asylwerber siehe Kapitel 9.
Asylwerber haben den Anspruch auf Grundversorgung während des Asylverfahrens. Sie schließt Ernährung, Unterkunft und andere Bedürfnisse wie Krankenversorgung ein. Die Verantwortung für die Grundversorgung ist zwischen Bund und Ländern geteilt; während des Zulassungsverfahrens ist der Bund, danach sind die Länder zuständig. Grundversorgung ist allen Fremden, die Unterstützung brauchen, zu gewähren, d.h. denjenigen, die sich die Grundbedürfnisse des Lebens nicht selber ausreichend finanzieren können. Im Allgemeinen versteht man unter hilfs- und schutzbedürftigen Fremden die folgenden Personen:
· Asylwerber während des Asylverfahrens;
· Asylwerber, die in den zuständigen Staat (sicherer Drittstaat oder nach der Dublin II Verordnung) abgeschoben werden sollen; 

· Personen mit subsidiärem Schutz;
· Annerkannte Flüchtlinge bis zu vier Monaten nach Anerkennung.
Während der Schubhaft ruht die Grundversorgung. Jedes Einkommen des Asylwerbers wird von den Zuwendungen der Grundversorgung abgezogen. Grundversorgung wird Staatsbürgern von EU Ländern oder der Schweiz, Norwegen, Island, und Liechtenstein nicht gewährt; ebenso wenig Asylwerbern, die innerhalb von sechs Monaten nach der Ablehnung eines früheren Antrags einen zweiten Antrag gestellt haben und Asylwerbern die nicht bei der Feststellung der für die Entscheidung erforderlichen Tatsachen und Abläufe mitwirken. 

Asylwerber können beim Unabhängigen Verwaltungssenat gegen eine Ablehnung oder Reduktion der Grundversorgung Einspruch erheben.
Asylwerber dürfen während der ersten drei Monate nach Zulassung zum Verfahren keine Erwerbstätigkeit ausüben. Danach wird ihre Zulassung zum Arbeitsmarkt durch das Ausländerbeschäftigungsgesetz geregelt (AuslBG) und durch eine interne Verordnungen, auf dessen Grundlage Asylwerber nur als Saison- oder Erntearbeiter tätig werden dürfen.  Im Fall einer Verlezung dieser Regel kann eine Strafe von bis zu 300 Euro verhängt werden. Wenn das Asylverfahren mehr als drei Monate dauert, kann der Asylwerber eine Anstellung annehmen, wenn er eine Arbeitsgenehmigung erhält, was in der Praxis sehr schwierig ist. Weiters kann der Asylwerber einfache Arbeiten in Betreuungseinrichtungen oder im öffentlichen Sektor annehmen.  
	

	11.  Rechte anerkannter Flüchtlinge und subsidiär Geschützten 
	

	Anerkannte Flüchtlinge haben in Österreich ein dauerhaftes Einreise- und Aufenthaltsrecht. Sie können diesen Status durch einen Konventionsreisepass bestätigen lassen, der für fünf Jahre in allen Ländern der Welt außer dem Herkunftsland gilt. 

Anerkannte Flüchtlinge haben für drei Jahre Anspruch auf Unterstützung aus dem Österreichischen Integrationsfond, um ihre Lebensggrundlage in Österreich aufzubauen. In den ersten vier Monaten nach einer positiven Entscheidung über ihren Asylantrag, haben Flüchtlinge Anspruch auf Grundversorgung. Der Zugang zu Sozialleistungen ist im Wesentlichen derselbe wie bei Österreichern. Nach sechs Jahren Niederlassung in Österreich kann ein Antrag auf Verleihung der Staatsbürgerschaft gestellt warden. 
Der Flüchtlingsstatus kann entzogen werden, wenn der Asylwerber eine der Handlungen nach §7 AsylG begeht, der auch auf Art. 1. C. and F. der GFK verweist (siehe auch Kapitel 2).
Subsidiär Schutzberechtigte erhalten eine einjährige Aufenthaltsberechtigung, die um jeweils ein Jahr verlängert werden kann. Sie können auch einen Fremdenpass beantragen, der für fünf Jahre in allen Ländern der Welt außer dem Herkunftsland gilt. Die Zuerkennung des Fremdenpasses wird in der Praxis allerdings sehr restriktiv gehandhabt. 
Subsidiär Schutzberechtigte haben Anspruch auf Grundversorgung. Sie können auch die bedarfsorientierte Mindestsicherung beantragen und haben freien Zugang zum Arbeitsmarkt. Der Status des subsidiären Schutzes kann entzogen werden, wenn die Voraussetzungen dafür entfallen; wenn der Fremde sich in einem anderen land niederlässt oder die Staatsbürgerschaft eines anderen Landes erhält.
	

	12. Schlussfolgerungen
	

	Das österreichische Asylverfahren erlaubt die Zuerkennung eines Flüchtlingsstatus oder von subsidiärem Schutz nach dem Bundesasylgesetz. Wenn kein Schutz gewährt wird, muss die Asylbehörde feststellen, ob eine Abschiebung das Recht auf Privat- und Familienleben verletzt (falls das der Fall ist, muss eine Niederlassungsgenehmigung erteilt werden).
Um Anspruch auf einen Flüchtlingsstatus erheben zu können, muss der Asylbewerber glaubwürdig machen, dass er aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, der Mitgliedschaft in einer bestimmten sozialen Gruppe oder aufgrund einer politischen Überzeugung in seinem Herkunftsland verfolgt wurde und aufgrund wohl begründeter Furcht nicht die Möglichkeit hat, Schutz im Herkunftsland zu erhalten. Außerdem darf er keine Handlungen gesetzt haben, die in eine Zurückweisung oder Entziehung des Flüchtlingsstatus resultieren würden.
Das österreichische Asylverfahren ist in zwei Abschnitte unterteilt. Das Zulassungsverfahren dient dazu, heraus zu finden, ob Österreich für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist oder ob ein anderes Land aufgrund der Dublin II Verordnung oder der Einreise durch einen sicheren Drittstaat die Verantwortung trägt.

Das Prüfungsverfahren prüft dann im Wesentlichen den Antrag und zielt darauf ab, herauszufinden, ob bei dem Asylbewerber die Kriterien für den Flüchtlingsstatus oder subsidiären Schutz erfüllt sind. Am Ende des Prüfungsverfahrens wird eine Entscheidung getroffen. Gegen eine negative Entscheidung durch das Bundesasylamt kann beim Asylgerichtshof Beschwerde erhoben werden, und in Ausnahmefällen kann der Verfassungsgerichtshof eine Entscheidung des Asylgerichtshofes aufheben. Es gibt besondere Bestimmungen für Familien, unbegleitete Minderjährige, und Asylwerber, die Österreich auf dem Luftweg erreichen. 
Die Fremdenpolizei kann in einer Reihe von Situationen die Verhängung von Schubhaft anordnen.
Asylbewerber, Flüchtlinge und subsidiär Schutzberechtigte müssen während des Asylverfahrens bestimmte Verpflichtungen erfüllen, haben aber auch Rechte, einschließlich dem Recht (zur gleichen Zeit Verpflichtung), sich während des Asylverfahrens in einer bestimmten geographischen Region aufzuhalten, das Recht auf Grundversorgung, und das Recht auf dauerhaften Aufenthalt und Zugang zum Arbeitsmarkt, sobald sie den Flüchtlingsstatus erhalten.
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